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EINREICHUNGEN

KÄRNTNER 
MENSCHEN-
RECHTSPREIS  

Die Nominierungen für den Kärntner Menschenrechtspreis erfolgen von  
15. Juni bis 30. September 2026 über:

https://www.ktn.gv.at/Service/Formulare-und-Leistungen/GS-L130

Das Einreichungsformular ist direkt im Internet auszufüllen und zu versenden. 

Allfällige Zusatzinformationen (detaillierte Biografien, Projektbeschreibungen etc.) können mit max.  
3 MB pro Dokument hochgeladen und mit dem Formular versendet werden.

Das Formular ist für Einreichungen vom 15. Juni bis 30. September 2026 freigeschaltet.  
Einreichungsschluss ist der 30. September 2026, 23:59!

Über die Vergabe des Preises entscheidet eine vierköpfige Fachjury. Vorschlagsberechtigt sind neben 
den Dienststellen des Bundes und des Landes die Gemeinden, Interessenvertretungen sowie natürli-
che oder juristische Personen oder sonstige Gemeinschaften. Voraussetzung für die Preisvergabe ist ein 
persönlicher oder ein sachlicher Bezug der Nominierten zu Kärnten.

Die feierliche Preisvergabe findet alljährlich aus Anlass des Internationalen Tages der Menschenrechte 
im Dezember statt.

Impressum:
Amt der Kärntner Landesregierung
Abteilung 1 – Landesamtsdirektion
SG Volksgruppen und Menschenrechte
Arnulfplatz 1
9021 Klagenfurt am Wörthersee
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Am 10. Dezember 1948 hat die Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen (UNO) die 
„Allgemeine Erklärung der Menschenrechte” 
verabschiedet. Damit wurde ein Dokument un-
terzeichnet, das allen Menschen in gleicher Wei-
se Freiheit sowie die Anerkennung ihrer Würde 
und Menschenrechte sichert. Im September 
2015 beschlossen die 193 Mitglieder der UNO 
in der Agenda 2030 globale Nachhaltigkeits-
ziele („Sustainable Development Goals” 
– SDGs). Die 17 Ziele und 169 Unterziele sind 
bis 2030 umzusetzen und sollen unsere Welt zu 
einer gerechteren machen.

In Würdigung besonders herausragender Leistun-
gen für die Menschenrechtsarbeit mit Kärntenbe-
zug wird vom Land Kärnten seit 1993 der Kärnt-
ner Menschenrechtspreis vergeben. Seitdem 
wurden über 50 herausragende Initiativen von 
Einzelpersonen bzw. Organisationen mit diesem 
Preis gewürdigt. Die Verleihung des Preises dient 
der Förderung der Menschenrechtsarbeit sowie 
der Stärkung des Menschenrechtsbewusstseins 
der Kärntner Bevölkerung. Der Preis soll Leis-
tungen anerkennen, die Kärntnerinnen und 
Kärntner außerhalb des Bundeslandes im 
Dienst der Menschenrechte leisten, oder 
Menschenrechtsaktivitäten unterstützen, 
die in Kärnten umgesetzt werden.

Die Kärntner Landesregierung hat sich in ihrem 
Regierungsprogramm zum Wohle des Landes, 
jedes einzelnen und der nächsten Generationen 
der Nachhaltigkeit verschrieben und verpflichtet, 
mit der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung 
die 17 SDGs zu implementieren. 

Die SDGs sind inhaltlich eng mit menschenrecht-
lichen Prinzipien verbunden und bilden auch die 
Grundlage für die Einreichungen für den Kärntner 
Menschenrechtspreis. 

Der Menschenrechtsbeirat des Landes Kärnten 
hat als Themenschwerpunkt für die Aus-
schreibung 2026 das SDG 16 „Frieden, Ge-
rechtigkeit und starke Institutionen” unter 
Miteinbeziehung der Themenbereiche „Ver-
trauen in die und Stärkung der Demokratie”, „So-
lidarität”, „Frieden zwischen den Religionen” und 
„Armutsbekämpfung (insbesondere von Frauen 
und Kindern)” festgelegt.

„Hinschauen statt Wegschauen”

Leistungsfähige, rechenschaftspflichtige und in-
klusive Institutionen stellen eine Grundvorausset-
zung für die Entwicklung und Bewahrung fried-
licher und gerechter Gesellschaften dar. Sie sind 
ein Garant für unsere Teilhabe am gesellschaftli-
chen und politischen Leben und dienen unserem 
Schutz und unserer Sicherheit und der Wahrung 
der verfassungsmäßigen Rechte.

Aber „starke” Institutionen sind keine Selbstver-
ständlichkeit. Wir alle haben für ihren Aufbau und 
ihre Bewahrung Sorge zu tragen. Im Best Case 
sind sie Ausdruck unseres auf einem breiten ge-
sellschaftlichen Konsens beruhenden Vertrauens 
in demokratische Werte und Prinzipien. Sie ste-
hen in einem engen Wechselverhältnis zu den 
Werten und Prinzipien der Menschenrechte, für 
deren Schutz und Förderung wir einzutreten ha-
ben. Doch leben wir diesen „Best Case”?

Wer hin- statt wegsieht stellt fest: Versuche, 
demokratische Strukturen und Institutionen zu 
diskreditieren und die Stigmatisierung ganzer 
Bevölkerungsgruppen mit dem Ziel, Menschen 
herabzuwürdigen und aus der gesellschaftlichen 
und politischen Teilhabe auszuschließen, nehmen 
nicht nur im World Wide Web zu. Die Armuts- 
und Schuldenfalle, in die vor allem Frauen, Kinder 
und Jugendliche geraten, die struktur- und die 
genderbedingte wirtschaftliche Ungleichheit und 

NOMINIERUNGEN für den 
KÄRNTNER MENSCHENRECHTSPREIS 2026

a.	 €10.000,- für Verdienste durch prakti-
sches Wirken im menschenrechtlichen 
Bereich im Zusammenhang mit dem The-
menschwerpunkt 2026

	 Hierfür sind folgende Kriterien zu beachten:
	– Klar erkennbarer Bezug zur Allgemeinen Er-

klärung der Menschenrechte (AEMR) – in 
einem oder mehreren Bereichen

	– Öffentliche Wahrnehmbarkeit der Person 
oder des Projektes, die/das für die Preisver-
leihung vorgeschlagen werden

	– Ein langfristiges Engagement im Bereich der 
Menschenrechtsarbeit im Hinblick auf den 
Themenschwerpunkt 2026 soll erkennbar 
sein

	– Der Fokus liegt primär auf ehrenamtlichem 
Engagement, bei hauptamtlicher Tätigkeit 
soll ein Engagement, das über die berufliche 
Tätigkeit deutlich hinausgeht, erkennbar sein

	– Als besonders preiswürdig werden Personen 
und Initiativen erachtet, die Vorbildcharakter 
aufweisen oder Zivilcourage sichtbar werden 
lassen oder in ihrer Arbeit eine gewisse Brei-
tenwirkung entfalten

	– Erkennbarkeit innovativer Aspekte bzw. 
Ansätze bei der praktischen Umsetzung im 
Hinblick auf den Themenschwerpunkt 2026

	– Nachweis des Kärntenbezugs
	– Gegebenenfalls Erläuterungen zu Verbin-

dungen mit weiteren SDGs

b.	 €10.000,- für Projekte mit Maßnahmen im 
Bereich der öffentlichen Bewusstseinsbil-
dung im menschenrechtlichen Bereich im 
Zusammenhang mit dem Themenschwer-
punkt 2026

	 Hierfür sind folgende Kriterien zu beachten:
	– Klar erkennbarer Bezug zur Allgemeinen Er-

klärung der Menschenrechte (AEMR) – in 
einem oder mehreren Bereichen

	– Öffentliche Wahrnehmbarkeit der Person 
oder des Projektes, die/das für die Preisver-
leihung vorgeschlagen werden

	– Die Personen bzw. Initiativen sollen durch 
Visionen, Kreativität und innovative Metho-
den im Hinblick auf die Vermittlung der im 
Themenschwerpunkt 2026 festgelegten 
Inhalte und Ziele überzeugen

	– Gewürdigt werden auch einmalige Einzel-
projekte oder -initiativen

	– Das Engagement kann sowohl ehrenamtlich 
als auch hauptamtlich verfolgt werden

	– Als besonders preiswürdig werden Perso-
nen und Initiativen erachtet, die Vorbildcha-
rakter aufweisen oder Zivilcourage sichtbar 
werden lassen

	– Nachweis des Kärntenbezugs
	– Gegebenenfalls Erläuterungen zu Verbin-

dungen mit weiteren SDGs

Der Menschenrechtspreis 2026 ist mit insgesamt € 20.000,- dotiert und wird in zwei Bereichen an 
Personen/Institutionen vergeben:

Für weitere Informationen zu den UN-Nachhaltigkeitszielen siehe:
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/themen/nachhaltige-entwicklung-
agenda-2030/entwicklungsziele-agenda-2030.html

Not grenzen aus und lassen an der Gerechtigkeit 
und Funktionstüchtigkeit unseres demokratischen 
Systems zweifeln.

Dem gilt es entgegenzuwirken. Es gilt, Haltung 
zu zeigen, Mobbing, Hassrede und politisch wie 
religiös motiviertem Radikalismus entgegenzutre-
ten, durch Vermittlung der menschenrechtlichen 
und demokratischen Werte und Prinzipien, die 
Gewährleistung von öffentlichem Zugang zu In-
formationen und konkrete Projekte und Initiativen 

den demokratischen Rechts- und Verfassungs-
staat zu stärken sowie verantwortungsvolles, so-
lidarisches und ausgleichendes gesellschaftliches 
Handeln und den Frieden zwischen den Religio-
nen zu fördern. Dazu tragen Menschenrechtsbil-
dung und politische Bildung wesentlich bei. Dies 
geschieht u. a. durch pädagogische Programme, 
die dazu anregen, über die Bedeutung und den 
engen Zusammenhang von Menschenrechten 
und Demokratie nachzudenken und sich für deren 
Schutz und Förderung einzusetzen.

https://www.bundeskanzleramt.gv.at/themen/nachhaltige-entwicklung-agenda-2030/entwicklungsziele-agenda-2030.html

